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01 Antwortschreiben des bayerischen Staatsministeriums der Finanzen zur 

Erhöhung des Behindertenpauschbetrages

Der Brief des Ministeriums ging an Frau Gertrud Schäffler-Kroner, Mitglied der 

Behindertenkommission, und wurde am 23. Juli 2011 von Minister Fahrenschon wie 

folgt als Antwort auf die ausgebliebene Erhöhung des Pauschbetrages für 

Behinderte verfasst:

Sehr geehrte Frau Schäffler-Kroner, ich danke Ihnen für Ihr Schreiben vom 28. Juni 

2011, in dem Sie sich dafür einsetzen, dass die einkommenssteuerrechtlichen 

Pauschbeträge für Behinderte angehoben werden.

Ich darf Ihnen versichern, dass die Anhebung der Behindertenpauschbeträge ein 

Anliegen der Bayerischen Staatsregierung ist, für das ich mich weiterhin einsetzen 

werde. Mein im Januar 2011 in Kreuth vorgestelltes Steuerkonzept erhält u. a. auch 

das Ziel, beim Thema Steuervereinfachungsgesetz an die mit dem 

Steuervereinfachungsgesetz 2011 begonnene Ausweitung von Pauschalierungen 

anzuknüpfen. In diesem Zusammenhang sollen auch die Behindertenpauschbeträge, 

die seit 1975 nicht mehr angehoben wurden, realitätsgerecht angehoben werden.
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Die Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge ist zudem einer der dreizehn

Vorschläge, die die Finanzministerinnen und Finanzminister der Länder im Mai 2010 

einvernehmlich beschlossen haben. Leider wurde der Vorschlag seitens der 

Regierungskoalition in Berlin nicht im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 

Steuervereinfachungsgesetz 2011 aufgegriffen.

Der Bundesrat hat am 8. Juli 2011 im Rahmen der Behandlung des 

Steuervereinfachungsgesetzes 2011 eine Entscheidung gefasst, mit der die 

Bundesregierung gebeten wird, die Behinderten-Pauschbeträge in ihrer Wirkung und 

Höhe zu überprüfen und diese im Rahmen eines geeigneten 

Gesetzgebungsverfahrens, das Steuervereinfachungsvorschläge gesetzlich und 

möglichst für die öffentlichen Haushalte kostenneutral umsetzt, entsprechend der 

allgemeinen Entwicklung der Preise zu ändern.

Ich gehe davon aus, dass sich die Bundesregierung diesem Anliegen der Länder 

auch im Interesse der Menschen mit Behinderung in Deutschland nicht verschließen 

wird. Mit der Entschließung der Länderkammer bleibt die Erhöhung der Behinderten-

Pauschbeträge aber auf alle Fälle auf der politischen Agenda präsent. Ich kann 

Ihnen versichern, dass sich die Bayerische Staatsregierung weiterhin für die 

realitätsgerechte Anhebung der Behindertenpauschbeträge einsetzen wird.

Mit freundlichen Grüßen, Georg Fahrenschon.

Seitenanfang

02 Antwortschreiben der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag zur 

Erhöhung des Behindertenpauschbetrages

Zur gleichen Problematik erhielt Frau Schäffler-Kroner auch von der Vorsitzenden 

der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag am 26. Juli folgende Antwort:

Sehr geehrte Frau Schäffler-Kroner, vielen Dank für Ihr Schreiben vom 28. Juni 2011 

zur Erhöhung der Pauschbeträge für Behinderte gemäß § 33b Abs. 3 des 

Einkommensteuergesetzes.

Ich stimme Ihnen zu, dass die Behindertenpauschbeträge aus dem Jahr 1975 

dringend anpassungsbedürftig sind. In vielen Fällen können Sie die tatsächlichen 

Kosten nicht mehr abdecken. Mit einer Anpassung könnten wir zugleich einen 

Beitrag zur Steuervereinfachung und zum Bürokratieabbau leisten.

Die CSU hat sich  bereits im Rahmen des Steuervereinfachungsgesetzes für eine 

Anpassung der Pauschbeträge für Behinderte ausgesprochen. Allerdings kostet dies 

einen dreistelligen Millionenbetrag.

Wir werden das Thema Steuervereinfachung und Bürokratieabbau weiterhin auf der 

Tagesordnung halten. Dazu zählt für mich auch eine Anpassung der Pauschbeträge 

für Behinderte. 

Mit freundlichen Grüßen, Gerda Hasselfeldt, MdB.

Seitenanfang

03 Gesetzesentwurf zur Bekämpfung des Ärztemangels

Nunmehr ist es zu einer Einigung seitens des Finanz- und Gesundheitsministeriums

beim Gesetzesentwurf zur Bekämpfung des Ärztemangels gekommen. Der Entwurf 

enthalte nun eine Art „Kostenbremse“ und verschaffe Anreize finanzieller Sorte, 

wodurch Ärzte eher geneigt sein sollen, in ländlichen Kreisen zu praktizieren.

Käme es zu einer Überschreitung der im Gesetz fixierten Kosten, so soll nach den 

Plänen des Finanzministeriums das Gesundheitsministerium die Aufwendungen aus 

dem eigenen Haushalt ausgleichen bzw. begleichen. Für den neuen 
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Gesundheitsminister Daniel Bahr ist das Gesetz ein wichtiges „Prestigeprojekt“. Es 

soll am 1. Januar 2012 in Kraft treten. Während der ehemalige Gesundheitsminister 

Philip Rösler (jetzt FDP-Chef) die Einigung begrüßt, hatte Finanzminister Wolfgang 

Schäuble schon in der Vergangenheit die mit dem Gesetz verbundenen Mehrkosten 

kritisiert.

Hierzu berichtete die FAZ ergänzend am 4. August, dass das Kabinett am 3. August 

den Entwurf des so genannten „Versorgungsstrukturgesetzes“ beschlossen habe 

und des weiteren vorgesehen ist, die Honorare der Ärzte zu ändern und regional 

auszuhandeln respektive festzulegen. Mit dem Gesetz einher gehen neue 

Angebotsmöglichkeiten der Krankenkassen für Zusatzversicherungen. Auch 

Sanktionen sind möglich, wenn Versicherte im Insolvenzfall oder bei einem Wechsel 

ihrer Krankenkasse falsche Beratungen erhalten. Während die Mehrkosten von der 

Bundesregierung auf 320 Millionen geschätzt werden, sollen die Krankenkassen die 

zusätzlichen Kosten mit zwei Milliarden Euro beziffert haben.

(Quelle: FAZ vom 25. Juli und vom 4. August 2011)

Seitenanfang

04 Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste warnt vor einem 

Pflegenotstand

Experten warnen vor einem Pflegenotstand in der Altenpflege. Bernd Meurer, 

Präsident des Bundesverbandes privater Anbieter sozialer Dienste, warnte am 3. 

August 2011 vor zusätzlichem Bedarf an Pflegekräften. Er beziffert den Mangel 

zurzeit mit 30.000 Fachkräften und prognostiziert bis 2020 ein Defizit von 220.000 

zusätzlichen Pflegekräften. Dies wird als Warnung an die Bundesregierung erachtet, 

sich schnellstmöglich dem Problem zu widmen und nicht weiter die geplante 

Pflegereform auf die lange Bank zu schieben. Damit einher geht die Forderung nach 

der Einrichtung eines Kapitalstocks, der aufgrund des Mangels von den Versicherten 

aufzubringen sei. Eine Finanzierung wäre ansonsten nicht möglich.

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 4. August 2011)

Seitenanfang

05 Hinweis auf die Petition des Landesverbandes Sachsen-Anhalt an den 

Deutschen Bundestag

Der Vorsitzende des Landesverbandes Sachsen-Anhalt, Ernst Janshen, hat der 

Bundesgeschäftsstelle des BRH die Antwort der Petition an den Deutschen 

Bundestag für die kommende Septemberausgabe der Verbandszeitschrift Aktiv im 

Ruhestand weitergeleitet.

Die Redaktion weist darauf hin, dass die Antwort des Petitionsausschusses des 

Deutschen Bundestags vorliegt. Hierin wurde die Petition des Landesverbandes 

Sachsen-Anhalt angenommen. Der Deutsche Bundestag hat am 7.Juli 2011 

beschlossen, das Petitionsverfahren abzuschließen und ist der 

Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses gefolgt. Diese betrifft die Regelung 

zum Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz und soll – da sie mit fünf DIN 

A4-Seiten umfangreich ist – im Aktiv im Ruhestand erscheinen.

Seitenanfang
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06 Akuter Bedarf für die lange angekündigte Pflegereform

Die aktuelle Gesundheitspolitik steht von allen Seiten unter Kritik und der Druck auf 

die Regierungskoalition nimmt zu. Die Reform der gesetzlichen Pflegeversicherung 

wird jetzt von der Regierung als „Großprojekt“ gesehen, denn die Änderung umfasst 

alle Gesichtspunkte der Pflege und ist dringlich, weil die Zahl der Bedürftigen wächst 

und die Zahl der zur Verfügung stehenden Pflegekräfte sinkt. Das Fachpersonal wird 

in Zukunft in noch größerem Umfang fehlen. Daher drängt die Zeit, die Reform solle 

nicht mehr weiter verschoben werden. Gemäß den Aussagen des neuen 

Gesundheitsministers, Daniel Bahr (FDP), will er die Reform „bis Mitte September 

vorlegen“, das wird auch vom Gesundheitsministerium bestätigt.

Das Versorgungsstrukturgesetz indes wird ebenfalls heftig kritisiert. Es sei keine 

Verbesserung der Versorgung für den Patienten beabsichtigt, sondern es gehe um 

die höheren Honorare der Ärzte und Zahnärzte, so lauten beispielsweise die 

Vorwürfe. Man sorgt sich wie oben unter 03 und 04 dargelegt um die Finanzierung 

bzw. Kapitaldeckung. Würden die Kassen durch erhöhte Ausgaben zusätzliche 

Beiträge für die Mitglieder erheben, wäre der Sozialausgleich aus dem 

Bundeshaushalt zu zahlen. 

Eine Einigung ist in der Diskussion erfolgt: 2014 soll die Folge des Gesetzes 

analysiert werden, um die bis dahin erfolgten Sozialausgleichzahlungen 

(Mehrkosten) ab 2015 für die Zahlungen des Bundes mindernd zu berücksichtigen.

(Quelle: FAZ vom 3. August 2011)

Seitenanfang

07 Aufruf zur Freiwilligentätigkeit 2011 vom Kreisverband Kleve

Gabi Paersch vom Kreisverband Kleve des BRH hat die Redaktion des BRH-Aktuell 

über ihren Aufruf für ehrenamtliches Engagement im europäischen Jahr der 

Freiwilligentätigkeit 2011 informiert. 

Die Zielgruppe soll sich gerade jetzt dafür entscheiden, im Bund der 

Ruhestandsbeamten, Rentner und Hinterbliebenen mitzuwirken. Frau Paersch stellt 

die Aufgaben des BRH, sich für die Belange und Rechte der älteren Menschen 

einzusetzen, als Ehrenamt vor und will das Interesse bei den Angesprochenen 

anregen, sich aktiv zu engagieren. Eines der Anliegen des BRH sei, die Senioren zu 

einem Erfahrungsaustausch zusammenzubringen, um gegenseitiges Verständnis zu 

wecken und vor allem in jeglichen Bereichen Hilfestellung zu leisten. „Das Gefühl 

gebraucht zu werden, ist eine Lebensqualität im Alter“, so Frau Paersch. „Wer keine 

Aufgabe mehr hat, der gibt sich auf“. Dazu zitiert sie die Studie des Deutschen 

Institutes für Wirtschaftsförderung, aus der hervorgeht, dass 90 % der Älteren keine 

Ehrenamtserfahrung haben und inaktiv bleiben, was sich nachweislich auf die 

Lebensfreude auswirkt. Wenn mehr Ruheständler ein solches Amt ausführten, 

fördere die Aktivität die gesellschaftliche Solidarität, aber auch das Wohlbefinden der 

Ehrenamtlichen. Wer mehr über die Arbeit und das Programm des 

Seniorenverbandes in der Region Kleve/Emmerich oder Sonsbeck/Alpen/Xanten 

wissen möchte, der kann sich bei Gabi Paersch telefonisch unter 02801-706844 oder 

0151-280650445 informieren, auch per Mail gabi.niels@googlemail.com

Der BRH hat in der Juli/August-Ausgabe seiner Mitgliederzeitschrift über das Jahr 

der Freiwilligentätigkeit berichtet. Der Aufruf erscheint geeignet, Nachfolger der 

Aktion/des Aufrufs für andere Regionen zu finden.

Seitenanfang
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08 Vorteile des Pflegetagebuchs

Wenn Bedürftige in der Familie gepflegt werden, haben die pflegenden Angehörigen 

regelmäßig Besuch vom Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK). Als 

vorbereitende Maßnahme wird das Anlegen eines Pflegetagebuchs empfohlen. 

Mit der exakten Eintragung der Pflegezeiten und allen Verrichtungen, also 

detaillierter Dokumentation der Pflege, wächst die Wahrscheinlichkeit, einer 

Pflegestufe mit höheren Pflegeversicherungsleistungen zugeordnet zu werden. Es 

wird empfohlen, dies etwa zwei Wochen vor dem angekündigten Besuch des MDK 

vorzunehmen. Des Weiteren sollten die Krankenakten bereitliegen und der 

Schwerpunkt des Pflegetagebuchs auf der Körperpflege, Ernährung, Hauswirtschaft 

und Mobilität des Pflegebedürftigen liegen.

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 8. August 2011)

Seitenanfang

09 Hilfen für Behinderte

Als Modell der Lebenshilfe für Behinderte kann die Erweiterung der zentralen 

Busstation in Wetzlar für andere Städte und Gemeinden erachtet werden.

Die Stadt Wetzlar hat dieser Tage mit der Renovierung begonnen und dabei unter 

anderem eine neue Zufahrt angelegt, die Stationen überdacht und mit Behinderten 

gerechten Bordsteinen versehen, damit Gehbehinderte im Nahverkehr allein ein- und 

aussteigen können. Für Blinde sind die Pflastersteine so angeordnet, dass die 

Orientierung Blinden ermöglicht, selbst den Weg zu den verschiedenen Haltestellen 

zu finden. Somit genießen auch Behinderte mehr Komfort und Sicherheit. Finanziert 

wurde das Projekt mit Beteiligung des Landes, der Deutschen Bahn und dem Rhein-

Main-Verkehrsverbund. 

(Quelle: FAZ vom 8. August 2011)

Seitenanfang

10 Ärzte fordern Kaufpflicht für Praxen

Die Bundesregierung hat eine bessere Verteilung der Ärzte zwischen unter- und 

überversorgten Gebieten geplant und hierzu Entwürfe vorgelegt. 

Die Ärzteschaft kritisiert die Pläne und der Vorsitzende der Kassenärztlichen 

Bundesvereinigung (KBV), Andreas Köhler, hebt hervor, dass der Bedarf an 

Patientenversorgung an Ärzten zu prüfen sei. Darüber hinaus soll es den 

Kassenärztlichen Vereinigungen als Auftrag übertragen werden, entbehrliche Praxen 

zu erwerben und damit aufzulösen. Dies gelte für eine Vielzahl von Praxen, die aus 

Altersgründen aufgegeben und damit entbehrlich werden. 

Die Regierung hingegen sieht in ihrem Plan lediglich vor, den Praxiskauf zu 

erleichtern. Das hieße praktisch, dass der Aufkauf von Praxen freiwillig erfolge. Die 

Bundesvereinigung der Kassenärzte fordert daher eine Vorschrift wie oben angeregt, 

denn die Ausschüsse der Kassenärztlichen Vereinigungen, so Köhler, werden einen 

freiwilligen Aufkauf nicht durchsetzen können. Dies umso weniger, als die 

Finanzierung des Kaufs über die Einnahmen der Ärzte erfolgt.

(Quelle: FAZ vom 8. August 2011)

Seitenanfang
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11 Aufruf zum schnellen Einstieg in die kapitalgedeckte Pflegeversicherung

Die von der Regierung geplante Pflegereform ist für die CSU zu einem

„Generationenstreit“ geworden. Der gesundheitspolitische Sprecher der CSU-

Landesgruppe, Max Straubinger, startete einen Appell speziell an die „jungen 

Parteifreunde“, genaue Empfehlungen für eine Umsetzung anzugeben. Damit 

kritisierte er deren Forderung nach einem raschen Einstieg in die kapitalgedeckte 

Pflegeversicherung, denn diese sei überflüssig. Die Forderung allein mache keine 

Gestaltung der Politik aus.

Dem entgegen verlangt die CSU-Generalsekretärin Dorothee Bär eine 

augenblickliche „Kollektivlösung“. Im Gegensatz zu der Ansicht älterer Parteipolitiker 

versteht sie darunter eine Erhöhung des Pflegeversicherungsbeitrags. Darin sehen 

die Andersdenkenden einen Widerspruch zum Koalitionsvertrag, denn eine weitere 

finanzielle Belastung des Bürgers soll hiernach vermieden werden. Alle Anhänger 

der Reform sind sich dahingehend einig, dass man mit dem Aufbau eines privaten 

Kapitalstocks in der Pflegeversicherung auf die demografische Entwicklung 

reagieren müsse. 

Die jungen Abgeordneten begründen den Aufruf zum sofortigen Einstieg in die 

kapitalgedeckte Pflegeversicherung damit, dass sie dieses Zeichens bedurften, weil 

sie den Eindruck hatten, dass die Regierung und die Koalition eher vor der 

Pflegereform zurückschreckte. Sie befürchten durch ein zu spätes Handeln eine 

täglich höhere Lücke in der Finanzierung der Pflegeversicherung. Die 

Finanzierungslücke wächst zumindest bis Mitte September 2011, denn – siehe unter 

06 – Gesundheitsminister Bahr will dann zunächst einen Entwurf vorlegen und 

weitere Zeit wird vergehen bis zur endgültigen Entscheidung.

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 8. August 2011)


